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Teil A - Widerrufs- und Ruckgaberecht bei Verbrauchervertragen

Zusammenfassung

In Bezug auf die Neuordnung der Vorschriften tber das Widerrufs- und Riickgaberecht unters-
tutzt der Verbraucherzentrale Bundesverband die rechtspolitischen Ziele im Wesentlichen,

mdchte aber dennoch auf einige Korrekturvorschlage im Interesse der besseren Verstandlich-
keit der Musterwiderrufsbelehrung und im Interesse héherer Rechtssicherheit hinweisen. Aus-

fuhrlich war hierzu bereits gegeniiber dem Referentenentwurf* Stellung genommen worden

Der aktuell wichtigste Punkt in diesem Zusammenhang ist die Forderung des Bundesrats
nach einer zeitlich begrenzten Widerrufsfrist von drei Monaten bei fehlender oder irrefih-
render Belehrung; dieser Fristbegrenzung muss aus unserer Sicht entschieden entge-

gengetreten werden, da sie rechtspolitisch verfehlt und zumindest teilweise europarechtswid-

rig ist. Sie war deshalb im Referentenentwurf zu Recht nicht enthalten.

Der Gesetzgeber hat fur die Falle der nicht ordnungsgemafRlen Belehrung das Erldschen
der Widerrufsfrist ausdriicklich ausgeschlossen (8 355 Absatz 3 Satz 3 BGB). Dies gilt
auch fur die verlangerte Widerrufsfrist von sechs Monaten, der praktisch kaum eine Bedeutung
beizumessen ist. Hintergrund dieser Anderung war die insoweit eindeutige Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofs tiber die Auslegung der geltenden Haustlrwiderrufsrichtlinie. Das
Widerrufsrecht hat sich insbesondere in einigen Gerichtsverfahren im Zusammenhang der so-
genannten "Schrottimmobilien” als wichtigster Rettungsanker fur Verbraucher erwiesen. Eine
Anderung der Regelung in § 355 Absatz 3 BGB - insbesondere durch Hinzufiigen der vom
Bundesrat empfohlenen Ergdnzung - wirde die Rechtsschutzméglichkeiten kiinftig betroffener
Verbrauchern entscheidend schwéachen und wére mit der Hausturwiderrufsrichtlinie und der

darauf aufbauenden Rechtsprechung nicht zu vereinbaren.

Der Bundesrat verweist in seiner Stellungnahme vom Dezember 2008 auf eine entsprechende
Regelung im Vorschlag fur eine Richtlinie "Rechte der Verbraucher" KOM(2008)614 vom 8.
Oktober 2008. Wir mochten in diesem Zusammenhang nachdriicklich betonen, dass der Bun-
desrat eben diese Regelung in seiner jingsten Stellungnahme vom 6. Marz 2009 zum genann-
ten Richtlinienvorschlag ausdricklich zuriickgewiesen hat und damit seine Stellungnahme vom
Dezember 2008 zum hier vorliegenden Gesetzentwurf selbst revidiert hat. Der européische

Richtlinienvorschlag "Rechte der Verbraucher" ist insgesamt hoch umstritten und trifft in Europa
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und vor allem in Deutschland auf erheblichen Widerstand. Die vom Bundesrat im Dezember
beschlossene Verkirzung der Frist auf drei Monate muss damit aus heutiger Sicht auch

als politisch Uberholt gelten.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband tritt aber auch einer geringfligig langeren Frist
von sechs Monaten entschieden entgegen. Gerade im Hinblick auf die einschlagigen Félle
der Schrottimmobilien kommt es in der Regel nicht darauf an, ob die Frist drei Monate oder
sechs Monate betragt. Entscheidend ist, dass beim Vertrieb komplizierter Finanzprodukte min-
destens eine uneingeschrénkt rechtméfige Belehrung tiber das Widerrufsrecht zu fordern ist,

um Verbrauchern die Wahrnehmung ihrer Rechte nicht unnétig zu erschweren.

Anbieter, die die gesetzlichen Mindestanforderungen an die Belehrung nicht erfil-
len und moglicherweise sogar vorsatzlich irrefihrend belehren, dirfen hieraus zu
keinem Zeitpunkt Vorteile ziehen kdnnen - auch nicht nach Ablauf von drei oder

sechs Monaten.

Die vom Bundesrat in diesem Zusammenhang geriigte Rechtsunsicherheit ist deshalb keine
unerwiinschte Folge, sondern die verbraucherpolitisch notwendige Konsequenz einer fehlen-
den oder irrefiihrenden Belehrung. Der Gesetzgeber sollte an dieser Stelle dafiir Sorge tragen,
dass dubiose Vertriebspraktiken, die gegen geltendes Verbraucherschutzrecht verstof3en, we-
gen der andauernden Rechtsunsicherheit wirtschaftlich unattraktiv bleiben und damit vom Markt
verschwinden. Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn irrefiihrende Belehrungen auch wei-

terhin ein zeitlich unbegrenztes Widerrufsrecht nach sich ziehen.

Es sei auch darauf hingewiesen, dass im Entwurf zum Schuldverschreibungsgesetz erst jingst
die Verjahrungsregelung fuir Schadenersatzanspriiche richtigerweise von drei auf zehn Jahre
erhoht wurde, weil sich die durch fehlerhafte Anlageberatungen verursachte Schaden gerade
bei Altersvorsorgeprodukten erst spat zeigen kénnen. Nichts anderes gilt fir die Folgen unter-

lassener oder fehlerhafter Belehrungen.

Die Finanzmarktkrise und die ihr vorausgegangenen Fehlentwicklungen belegen nachdricklich,
dass man derartige Unsicherheiten méglicher Haftungsinanspruchnahme braucht, damit fehler-
hafte Beratungen und Belehrungen nicht zu einer einkalkulierten Praktik werden, einfach weil

das Volumen der Risikokosten tiberschaubar und einplanbar bleibt.



Teil B - Umsetzung der Verbraucherkreditrichtlinie

I. Zusammenfassung

Der Regierungsentwurf nutzt einige Spielrdume, die in der Verbraucherkreditrichtlinie vorgese-
hen sind, um den Schutz der Verbraucher zu verbessern. Ein insgesamt hohes Verbraucher-
schutzniveau kann jedoch durch den vorliegenden Gesetzentwurf nicht gewéhrleistet werden.
Hierzu bedarf es der Nutzung weiterer Spielraume in der Richtlinie. Da bereits zum Referenten-
entwurf ausfihrlich Stellung genommen wurde, beschrénkt sich der vzbv nun darauf, lediglich
die wichtigsten Punkte fiir den Verbraucherschutz darzustellen.

¢ Invielen Fallen wird ein Kreditvertrag ausdriicklich vom gleichzeitigen Abschluss einer
Restschuldversicherung abhangig gemacht. Dennoch rechnen viele Banken die Versi-
cherungskosten, die oft mehrere Tausend Euro betragen, nicht in den Effektivzins ein.
Vor Gericht muss der Verbraucher den Beweis dafir erbringen, dass der Abschluss der
Restschuldversicherung Voraussetzung fur die Kreditvergabe war. Dies ist ihm kaum
madglich. Deshalb muss eine Beweislastumkehr gesetzlich verankert werden.

o Die neu eingeftihrte ,zwei-Drittel-Regel” in der Kreditwerbung, die besagt, dass Banken
verpflichtet sind mit einem Zinssatz zu werben, dem zwei Drittel der auf Grund der Wer-
bung zustande kommenden Vertrage entsprechen, ist positiv, sollte aber effektiver als
vorgesehen kontrolliert werden.

o Die Einfuhrung einer Vorfalligkeitsentschadigung im Verbraucherkredit fihrt zu einer
Schlechterstellung des Verbrauchers, die durch sein neues Kiindigungsrecht nicht auf-
gewogen wird, das nur geringen Mehrwert im Vergleich zu der bisherigen Regelung bie-
tet. Um den Nachteil der Vorfélligkeitsentschadigung abzumildern, ist der durch die Rich-
tlinie gewéahrte Spielraum zu nutzen und ein Schwellenwert in Héhe von 10.000 Euro zu
verankern.

o Die Verscharfung gesetzlicher Vorschriften fur Kreditvermittler ist notwendig, um die An-
zahl der unseridsen Anbieter zu reduzieren. Im Regierungsentwurf ist hierzu nichts ge-
regelt.

o Das Schriftformerfordernis des Verbraucherdarlehensvertrags bt eine notwendige
Warnfunktion aus und muss - wie im Regierungsentwurf vorgesehen - beibehalten wer-
den.

o Damit die Verbraucher Zeit haben, Vertragsangebote zu vergleichen, missen die vor-
vertraglichen Informationen eine zeitlich begrenzte Bindungswirkung entfalten.

e An einer geduldeten Uberziehung des Girokontos verdienen die Banken wegen der ho-
hen Zinsen besonders viel - deshalb ist es notwendig, dass sie durch eine effektive
Sanktion diszipliniert werden, hier die gesetzlichen Informationspflichten einzuhalten.

o Die Verbraucher miissen Uber die finanziellen Nachteile, die Kombinationsvertrage mit
sich bringen, aufgeklart werden.



Il. Kommentierung im Einzelnen
1. Restschuldversicherung - 8 6 Abs. 3 Nr. 4 PAngV-RegE, S. 60
a. Ausgangssituation

Die Kosten fiir eine Restschuldversicherung miissen nur dann in die Berechnung des Gesamt-
effektivzinses einbezogen werden, wenn der Abschluss der Restschuldversicherung zwingend
als Bedingung fur die Gewahrung des Kredits vorgeschrieben ist. Die Praxis zeigt jedoch, dass
»formal nicht zwingend” oftmals bedeutet, dass die Verbraucher anhand der ihnen gegebenen
Information objektiv davon ausgehen miissen, dass der Abschluss der Restschuldversiche-
rung zwingend ist.

Die Banken bestreiten fast durchgehend, dass der Kreditvertrag an den Abschluss einer Rest-
schuldversicherung gekoppelt ist - ansonsten waren sie namlich verpflichtet, die Versiche-
rungskosten, die oft mehrere Tausend Euro betragen, in den Effektivzins einzurechnen. Da-
mit wirde offensichtlich, dass die Kredite extrem teuer sind und ihre effektive Kostenbelastung
pro Jahr bei mehr als 20, mitunter sogar 30 Prozent liegt.

Die Verbraucherzentralen hatten im Jahre 2007 Bankkunden nach ihren Erfahrungen bei der
Kreditvergabe befragt und der vzbv eine Dokumentation mit rund 200 eidesstattlichen Versiche-
rungen vorgelegt. Wie die Untersuchung?belegt, wurde fast allen Verbrauchern die Rest-
schuldversicherung automatisch mitverkauft: 94 Prozent der Antwortenden gaben an, ihnen sei
kein Kreditangebot ohne Restschuldversicherung unterbreitet worden. 95 Prozent sagten aus,
es sei ihnen nicht mitgeteilt worden, dass der Abschluss der Restschuldversicherung keine
Voraussetzung der Kreditvergabe sei. Die Motivation der Banken fir die Kopplung von Kredit-
vertrdgen mit dem Abschluss von Restschuldversicherungen ist eindeutig: Es flieRen immense
Vermittlungsprovisionen. In letzter Zeit versuchen sogar immer mehr Banken Restschuldver-
sicherungen auch bei KFZ-Finanzierungen mitzuverkaufen, obwohl hier der PKW als Sicherheit
genigen sollte.

Die Bundesregierung hat dieses Problem erkannt und will es lésen. Sie vertritt in der Be-
grindung zu 8 6 Abs. 3 Nr. 4 PangV-RegE die Auffassung, dass vermutet werden kann, dass
ein grundsétzlicher Zusammenhang zwischen Versicherungsvertrag und Kreditbedingungen
besteht.
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Problematisch ist dabei, dass diese Formulierung dem Verbraucher nicht direkt nttzt.
Zundachst besteht sie lediglich in der Gesetzesbegriindung. Der Wortlaut des § 6 Abs. 3 Nr. 4
PANngV-RegE lasst die Vermutung nicht erkennen. Ferner ist die Preisangabenverordnung ein
offentlich-rechtliches Gesetz. Ihre Vorschriften wirken nicht in einem zivilrechtlichen Prozess
zwischen Verbraucher und Bank. Genau in diesem tritt das Beweisproblem jedoch auf.

In der Begriindung zu 8 6 Abs. 3 Nr. 4 PangV-RegE wird sogar explizit ausgefihrt, dass die
Beweislastumkehr nur gegeniber den Preisbehdrden der Bundeslénder - und damit nicht
gegenlber Verbrauchern - gelten soll. Damit kann die Situation der Verbraucher nicht ver-
bessert werden.

AuRerdem sind die Preisbehdrden in der Regel bei den unteren Verwaltungsbehérden angesie-
delt, die gleichzeitig auch alle anderen Bereiche der Preisangabenverordnung wie zum Beispiel
Preisaushange in Gaststatten, Tankstellen etc. Gberwachen mussen. Aufgrund der Vielzahl ih-
rer Aufgaben und der geringen Personalkapazitaten kann eine effektive Uberwachung der
Zinsangabe von den Preisbehérden nicht gewahrleistet werden. Hiervon abgesehen kann
keine einheitliche Aufsichtspraxis bei den in aller Regel bundesweit einheitlichen Angeboten der
Kreditinstitute entstehen.

b. Forderung des Bundesrates, Reaktion der Bundesregierung

Der Bundesrat hat darauf hingewiesen, dass Verstol3e gegen die Verpflichtung, die Kosten fiir
Versicherung und Kreditvertrag gemeinsam auszuweisen, wenn der Abschluss der Versiche-
rung Voraussetzung fur die Kreditvergabe ist, bisher nur selten nachgewiesen werden konnten.
Weiter fuhrt der Bundesrat aus, dass Kreditgeber darauf verwiesen haben, dass die angebote-
nen Versicherungen keine Pflicht seien, sondern stets auf Wunsch des Kredithehmers abge-
schlossen werden. Der Bundesrat geht darauf ein, dass dies die Kredithehmer anders wahr-
nehmen.

Die vorgeschlagene Formulierung in der Gesetzesbegriindung reicht nach Ansicht des
Bundesrates nicht aus, um die erheblichen Beweisprobleme in der Praxis auszurdumen.
Daher schlagt er eine gesetzliche Vermutung vor und merkt zu Recht an, dass dies auch im
Interesse der redlichen Kreditwirtschaft ist, die heute um einen Wettbewerbsnachteil firchten
muss, wenn Kreditangebote mit Gesamtkosten ausgewiesen werden. Denn die Angebote der
Banken, die sich an die Regelung halten, weisen wegen der Einrechnung der Kosten der Rest-
schuldversicherung einen weit hoheren effektiven Jahreszins auf als die Angebote derjenigen,
die die Regelung umgehen.

Der Bundesrat hat deshalb eine Ergdnzung des § 6 Abs. 3 Nr. 4 PAngV dahingehend vorge-
schlagen, dass bei einer Zusatzleistung, die im zeitlichen Zusammenhang mit dem Kre-



ditvertrag vereinbart wird, vermutet werden soll, dass eine Ausnahme von der Einbeziehung
der Kosten in den effektiven Jahreszins nicht vorliegt.

Nach Ansicht der Bundesregierung kann ein zeitlicher Zusammenhang beim Abschluss
zweier Vertrage jedoch nicht die Vermutung begrinden, dass der Abschluss des Zusatzvertrags
vom Darlehensgeber verlangt wurde. Sie erklart dies damit, dass bei jedem verbundenen Ge-
schéft zeitnah oder zeitgleich zwei Vertrage abgeschlossen werden. Hierbei sei jedoch meis-
tens der Darlehensnehmer und Kéufer oder Besteller derjenige, auf dessen Wunsch beide Ver-
trage abgeschlossen werden. Wenn der Darlehensnehmer in zeitlichem Zusammenhang mit
dem finanzierten Erwerb eines Sportpferds eine Unfallversicherung abschliel3e, so tue er dies
zumeist im eigenen Interesse und nicht auf Verlangen des Darlehensgebers.

c. Bewertung und Lésungsvorschlag

Wir halten die Argumentation der Bundesregierung fur nicht tiberzeugend. Der Verbraucher als
Kreditnehmer ist nicht mit dem Kéufer eines Sportpferds zu vergleichen. Der Kaufer eines
Sportpferdes befindet sich in der komfortablen Situation, dass er sich seinen Vertragspartner
frei auswahlen kann. Der Verbraucher - der oftmals verschuldet ist oder aus vielerlei Grinden
dringend Geld bendtigt - ist darauf angewiesen, schnell Geld zu erhalten. Damit hat er faktisch
keine freie Wahl des Vertragspartners, sondern sieht sich gezwungen, die Forderungen der-
jenigen Bank, die bereit ist ihm Kredit zu gewahren, zu erfillen.

Darlber hinaus wird ein Pferdehé&ndler in aller Regel auch kein Eigeninteresse daran haben,
dass ein Versicherungsvertrag abgeschlossen wird, denn es existiert keine Geschéaftsbeziehung
zwischen ihm und einem Versicherungsunternehmen. Banken hingegen kdnnen hohe Vermitt-
lungsprovisionen fir den Abschluss von Restschuldversicherungen erhalten. Damit werden die
Besonderheiten der Kreditbranche von der Bundesregierung auf3er Acht gelassen und Apfel mit
Birnen verglichen.

Fazit: Ein zeitlicher Zusammenhang des Abschlusses von Kredit- und Versicherungsver-
trag kann und soll aufgrund der besonderen (Druck-)Situation des Verbrauchers bei der
Kreditvergabe fur die Vermutung ausreichen, dass der Abschluss des Versicherungsver-
trags Voraussetzung fir das Zustandekommen des Kreditvertrags war.

Neben dem unterstitzungswerten Vorschlag des Bundesrates kommt als Alternatividsung in
Betracht, dass der Kreditgeber dem Kreditnehmer grundséatzlich zwei Angebote vorlegen
muss, eines mit Restschuldversicherung und eines ohne. Auf diese Weise kann gewahr-
leistet werden, dass sich der Darlehensnehmer freiwillig und ohne faktischen Druck durch den
Kreditgeber fir oder gegen eine Restschuldversicherung entscheidet.



Um die Situation der Verbraucher tatsachlich zu verbessern, muss ferner die Beweislast in
einem Zivilprozess zwischen Darlehensnehmer und Darlehensgeber umgekehrt werden. Hier-
zu bietet sich eine Ergdnzung des Art. 246 § 8 EGBGB-RegE oder im besten Fall der 88 491 ff
des BGB durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut an:

»Zusatzliche Leistungen des Darlehensgebers oder Vertrage gelten als vom Darlehens-
geber verlangt, wenn er nicht gleichzeitig einen Verbraucherdarlehensvertrag ohne sie
anbietet.”

2. Kreditwerbung 8 6 a Abs. 3 PAngV-RegE, S. 61

Wir begrifRen die Ausgestaltung des reprasentativen Beispiels in § 6 a Abs. 3 PAngV-RegE
ausdricklich. Zukinftig missen Banken mit einem effektiven Jahreszins werben, dem mindes-
tens zwei Drittel der auf Grund der Werbung zustande kommenden Vertrage zu dem angege-
benen oder einem niedrigeren effektiven Jahreszins zugrunde liegen.

Dies orientiert sich an der Credit Advertisement Regulation 2004 in Gro3britannien, die den
typischen reprasentativen Zinssatz definiert:

“The typical APR (annual percentage rate) is an APR at or below which an advertiser reasona-
bly expects, at the date on which an advertisement is published, that credit would be provided
under at least 66% of the agreements he will enter into as a result of the advertisement.”

Der Zentrale Kreditausschuss hat in Zweifel gezogen, dass sich die britische Regelung als prak-
tikabel zur Einddmmung der Lockvogelangebote erwiesen hat. Nach direkter Ricksprache
mit der staatlichen Aufsichtsbehdrde Office of Fair Trading (OFT) ist genau dies jedoch der
Fall: Die strikten Sanktionen fihren zu einem weitreichenden Selbstdisziplinierungseffekt
der Kreditwirtschaft. Versttf3e gegen die Regelung kdnnen gerichtliche Verfolgung, Buf3geld
oder sogar Haftstrafe nach sich ziehen. Zusatzlich ist die Nichteinhaltung der Credit Advertise-
ment Regulation strafbar gemal Part 8 des Enterprise Act 2002 (EA02). Dies gibt den Regulie-
rungsbehorden die Mdglichkeit, gerichtliche Verfiigungen gegen Unternehmen zu beantragen,
wenn sie gegen spezielle gesetzliche Verpflichtungen gegeniiber Verbrauchern verstofen.

Das OFT fuhrt Stichproben durch und wird auf Verbraucherbeschwerden hin aktiv. Es gibt je-
doch nur sehr wenige Beschwerden, weil die Banken die Regelung weitgehend beachten. Das
OFT hat Auskunftsrechte gegentiiber den Banken: Diese miissen jeweils darlegen, warum



sie den betreffenden Kredit mit dem speziellen Zinssatz beworben haben. Von einer Beibehal-
tung der erfolgreichen Regelung ist laut OFT auszugehen.

Die ,zwei-Drittel-Regel” ist in Deutschland wegen der weitverbreiteten Lockvogelwerbung not-
wendig - ihre Einhaltung muss aber auch wirksam kontrolliert werden. Da in Deutschland keine
strikten Sanktionen im Falle eines Verstol3es gegen die Regelung vorgesehen sind, ist ein
Selbstdisziplinierungseffekt der Kreditwirtschaft nicht ohne Weiteres zu erwarten.

Umso wichtiger ist deshalb eine effektive Aufsicht. Die Einhaltung der ,zwei Drittel-Regel* bun-
desweit zu Uberwachen, ist durch die fiir die Aufsicht vorgesehenen Preisbehdrden der L&n-
der jedoch kaum mdglich. Diese sollen namlich gleichzeitig alle Bereiche der Preisangabenve-
rordnung Uberwachen und sind aufgrund der Vielzahl ihrer Aufgaben und der geringen Perso-

nalkapazitaten fur eine effektive Kontrolle der ,zwei-Drittel-Regel” - insbesondere wegen den
in der Regel bundesweit einheitlich agierenden Kreditinstituten - nicht die geeigneten Behor-
den.

Bisher gehort es nicht zu den Aufgaben der BaFin, Verstdl3e von Banken gegen verbraucher-
schitzende Vorschriften aufzugreifen, da die Aufsicht nur im 6ffentlichen Interesse ausgeuibt
wird (8 4 Abs. 4 Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz). Wir schlagen hiermit vor, dass die Auf-
gaben der BaFin im Blick auf eine Uberwachung der Einhaltung von verbraucherschiit-
zenden Vorschriften erweitert werden. Die BaFin muss die personellen und fachlichen Mdg-
lichkeiten erhalten, eine Aufsicht auszutiben, die eine effektive Einhaltung der “zwei-Drittel-
Regel* durch die Kreditwirtschaft gewahrleistet. Deshalb regen wir eine Anderung des § 6 KWG
an: Die Hauptziele der Bankenaufsicht sollten dahingehend erweitert werden, dass auch Miss-
standen im Kreditwesen entgegengewirkt werden miissen, die Verbraucherinteressen gefahr-
den.

3. Vorfalligkeitsentschadigung 8 502 BGB-RegE, S. 14

Die Vorfalligkeitsentschadigung ist bereits als Vorgabe der Richtlinie auf 1 Prozent (beziehung-
sweise 0,5 Prozent bei einem Zeitraum von weniger als einem Jahr) der vorzeitig zurtickgezahl-
ten Summe beschrankt. Unverstandlich ist, weshalb die in Art. 16 Abs. 4 a Richtlinie be-
stehende Moglichkeit der Einschradnkung des Anspruchs auf Vorfélligkeitsentschadigung
nicht genutzt wird.

Die Richtlinie sieht diese Mdglichkeit vor, um unverhaltnismaRige Belastungen der Verbraucher
zu verhindern. Um einen gerechten Ausgleich zwischen den verschiedenen Interessen zu
schaffen, hat die Richtlinie den Mitgliedstaaten freigestellt, einen Schwellenwert fur die Hoéhe



der vorzeitig zurtickgezahlten Summe festzulegen. Unterhalb des Schwellenwertes darf der

Kreditgeber keine Vorfalligkeitsentschadigung verlangen. Von der Moglichkeit des gerechten
Ausgleichs und damit von der Festlegung eines Schwellenwertes sollte unbedingt Gebrauch
gemacht werden.

Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass das deutsche Recht bisher keine Vorféllig-
keitsentschadigung bei Verbraucherdarlehensvertradgen gestattet und die neue Regelung
damit eine deutliche Verschlechterung fiir den Verbraucher darstellt, die es aus folgenden
Grinden abzumildern gilt:

Das jederzeitige Kiindigungsrecht des Verbrauchers wiegt den finanziellen Nachteil, den
eine Vorfalligkeitsentschadigung mit sich bringt, nicht auf. Schon jetzt kann der Verbraucher
nach 8§ 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB ein Darlehen nach Ablauf von 6 Monaten mit einer Kiindigungs-
frist von 3 Monaten und damit faktisch erstmals nach 9 Monaten kiindigen - allerdings ohne
eine Vorfalligkeitsentschadigung leisten zu missen. Insbesondere sei darauf hingewiesen, dass
ein Verbraucher in den ersten 9 Monaten in den seltensten Fallen kiindigen will. Danach kann
er dies mit einer 3-Monatsfrist. Der Mehrwert der neuen Kiindigungsregelung in § 500 Abs. 1
BGB-RefE ist damit zu gering, um die Vorfélligkeitsentschadigung pauschal in allen Fallen zu
rechtfertigen.

Bei der Diskussion um die Vorfalligkeitsentsch&digung ist zu beachten, dass der Verbraucher
keinen Einfluss auf deren Hohe hat und er sich auch nicht den Anbieter mit der geringsten
Vorfélligkeitsentschadigung aussuchen kann.

Gerade Verbrauchern mit geringem Einkommen, die in der Regel keine hohen Kreditvertrage
abschliel3en, aber besonders leicht von der Ver- in die Uberschuldung geraten, kdnnte durch
die Verankerung eines Schwellenwertes eine weitere zusatzliche finanzielle Belastung erspart

werden.

Auch der Bundesrat beflrwortet die Festlegung eines Schwellenwertes mit der Begriindung, er
wirde dem Ziel eines erhdhten Verbraucherschutzes Rechnung tragen, da der Verbraucher
bei Ruckzahlungen entlastet wiirde. Der Bundesrat sieht in der Verankerung eines Schwellen-
wertes aber auch eine Entlastung der Justiz von einer nicht geringen Anzahl an Rechtsstrei-
tigkeiten. Zur Begriindung fuihrt er an, dass die konkrete Berechnung der Vorfélligkeitsent-
schadigung in aller Regel zu kompliziert und fir den Kredit nehmenden Verbraucher nur
schwer nachvollziehbar sei. Die Berechnung sei fir den Kreditgeber in aller Regel mit ho-
hem Personal- und Sachaufwand verbunden. Die geringe Akzeptanz beim Verbraucher fiihre
aber nicht selten zur Verweigerung der Zahlung einer Vorfalligkeitsentschadigung, wodurch der
Kreditgeber zum Beschreiten des Rechtswegs gezwungen ist. Derlei Streitigkeiten wirden fir
den Bereich unterhalb des Schwellenwertes vermieden werden.
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Es sollte deshalb ein Schwellenwert von 10.000 Euro in 8 502 BGB-RefE verankert werden,
so dass der Kreditgeber die Vorfalligkeitsentschadigung nur dann verlangen darf, wenn der Bet-
rag der vorzeitigen Rickzahlung den Schwellenwert von 10.000 Euro innerhalb eines Zwdlfmo-
natszeitraums uberschreitet.

Im Hinblick auf die Forderungen des Zentralen Kreditausschuss zur Vorfalligkeitsentschadi-
gung mochten wir folgendes anmerken: Deutschland hat einschlagige Erfahrungen mit Vor-
falligkeitsentschadigungen der Banken im Hypothekarkreditbereich. Nirgendwo sonst in
der Europaischen Union zahlen Verbraucher so viel Vorfalligkeitsentschadigung wie in Deutsch-
land, wenn sie vorzeitig einen Hypothekarkredit ablésen. In Deutschland kostet die Ablésung
doppelt so viel wie im néchst teuren EU-Land Osterreich und das Siebenfache gegeniiber Por-
tugal, wie die Studie des Instituts fur Finanzdienstleistungen zur Vorfalligkeitsentschadigung fir
das Jahr 2004 festgestellt hat. Aufgrund dieser Erfahrungen ist es unbedingt notwendig, keine
Spielraume fir eine hohere Vorfalligkeitsentschadigung als 1 Prozent (beziehungsweise 0,5
Prozent bei einem Zeitraum von weniger als einem Jahr) der vorzeitig zuriickgezahlten Summe

zuzulassen.

Im Ubrigen ist in den EU-Mitgliedstaaten seit einigen Jahren sogar eine Tendenz zur Begren-
zung der Vorfalligkeitsentschadigung bei Hypothekarkrediten zu beobachten: Frankreich
und Belgien haben sich bereits dafir entschieden. So ist in diesen Landern eine Begrenzung
der Vorfélligkeitsentschadigung von maximal drei beziehungsweise sechs Monatsraten etabliert
worden. Neuere Bestrebungen gehen sogar dahin, die Begrenzungen zu verscharfen.

4. Kreditvermittler

Wir zitieren Erwagungsgrund 17 Richtlinie: ,Diese Richtlinie regelt lediglich bestimmte Pflichten
der Kreditvermittler gegentiber dem Verbraucher. Den Mitgliedstaaten sollte es daher freiges-
tellt bleiben, zuséatzliche Pflichten fur Kreditvermittler beizubehalten oder einzufiihren.”
Hiervon hat der Gesetzgeber keinen Gebrauch gemacht. Dabei ist die Thematik der unseri6-
sen Kreditvermittler im Angesicht der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise wichtiger
denn je. Im Zuge der Zunahme von Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit werden mehr Verbraucher
in finanzielle Engpésse und Zahlungsschwierigkeiten geraten. Da auch die Verbraucher die
.Kreditklemme* der Banken zu spiren bekommen, werden sie sich verstarkt bemihen, Kredite
auf ,inoffiziellem Wege* zu erhalten. In einer solchen Atmosphare schlagt die Stunde der unse-
riosen Kreditvermittler, die Kredite unkompliziert, ,SCHUFA-frei* und ohne Sicherheiten ver-
sprechen. Die Annahme eines derartigen Angebotes verscharft die in der Regel ohnehin an-
gespannte finanzielle Situation der Verbraucher zusatzlich, denn sie fuhrt in vielen Fallen zu
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erheblichen Geldverlusten. Systematisch wird den handeringend nach Kredit Suchenden vor-
gegaukelt, die Auszahlung eines Kredites stiinde unmittelbar bevor und sei nur noch von der
Zahlung von Gebihren abhangig. Der zugesagte Kredit bleibt nach Zahlung des geforderten
Geldes in aller Regel aus. Der vzbv hat in den vergangenen Jahren circa 80 Kreditvermittler
abgemahnt.

Vor diesem Hintergrund ist es unverstandlich, warum die Bundesregierung trotz des Spielraums
in der Richtlinie untéatig bleibt und die gesetzlichen Rahmenbedingungen fir Kreditvermittler
nicht verscharft. Im Ubrigen fordert Erwagungsgrund 26 Richtlinie die Mitgliedstaaten auf, ge-
eignete MalRnahmen zu ergreifen, um verantwortungsloses Verhalten bei der Kreditvergabe zu
unterbinden. Bezlglich der Schaden, die durch betriigerische Kreditvermittler jahrlich entstehen
verweisen wir auf unsere Stellungnahme zum Referentenentwurf>vom 19. August 2008, S. 26-
29.

a. Streichung des §655d S. 2 BGB

Die durch den Wortlaut eingerdumte Mdglichkeit ,Jedoch kann vereinbart werden, dass dem
Darlehensvermittler entstandene, erforderliche Auslagen zu erstatten sind* wird systematisch
missbraucht. Es hat sich ein regelrechter Markt fir unserigse Kreditvermittler entwickelt, die
an einer Kreditvermittlung tberhaupt kein Interesse haben. Nach der gestellten Kreditanfra-
ge halten die Kreditvermittler die Verbraucher mit zahlreichen Schreiben hin, in denen sie noch
fehlende Dokumente beziehungsweise Informationen fordern, um dann unter fadenscheinigen
Begriindungen einen Kreditantrag abzulehnen. Zeitgleich fordern sie hohe Auslagenerstattun-
gen und drohen schon einmal vorsichtshalber mit Inkasso und ,sofortiger Pfandung®. Die meis-
ten Verbraucher sind eingeschiichtert und bezahlen diese Gebiihren. Das Geschéaftsmodell
beruht gerade darauf, keine Vermittlungsversuche zu unternehmen, da die ,Vermittler* ohnehin
von der gezahlten ,Aufwandspauschale, Bearbeitungsgebuihr, Aufwandsentschadigung* etc. gut
leben kdnnen: Fir eine SCHUFA-Studie haben 20 Testpersonen bundesweit bei 49 Kreditver-
mittlern ein Darlehen erbeten. Bei 125 Testanfragen gab es drei Kreditzusagen.

Um diese betriigerischen Geschéaftsmodelle zu unterbinden, bedarf es lediglich der Strei-
chung des § 655 d S. 2 BGB. Kreditvermittler erhielten dann nur Geld, wenn sie erfolgreich
einen Kredit vermittelt haben.

3http://www.vzbv.de/start/index.php?page=themen&bereichs_id=3&themen id=10&dok id=772&search

1=verbraucherkreditrichtlinie&search _2=&hilitingvzbv=yes&PHPSESSID=
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b. Ubertragung der Regeln fiir Versicherungsvermittler auf Kreditvermittler

Die unseritsen Taktiken rund um die Kreditvermittlung fihren zu dem Schluss, dass eine gro-
Rere Kontrolle von Néten ist. Im Moment kann sich jeder Laie mit einer einfachen Gewerbeer-
laubnis zum Kreditvermittler erklaren. Deshalb fordern wir die sinngemaRe Ubertragung der
neuen Regeln fur Versicherungsvermittler (8 34 d Abs. 2 GewO, § 9 VersVermV, Registrie-
rungs- und Dokumentationspflicht, Befahigungsnachweis, Haftpflichtversicherung) auf Kredit-
vermittler. Da es die reinen Kreditvermittler immer weniger gibt und an ihre Stelle die soge-
nannten Allfinanzvermittler treten, die neben Krediten auch Versicherungen und Kapitalanlage-
produkte vermitteln, sind im Ubrigen einheitliche Regelungen fiir alle Vermittler sinnvoll.

c. Zentrale Aufsicht Uber alle Formen der Finanzvermittlung

Vor dem Hintergrund der Allfinanzvermittler sprechen wir uns ebenfalls fur eine einheitliche,
zentrale Aufsicht tber alle Formen der Finanzvermittlung aus. Nur wenn eine (gut ausges-
tattete) Behdrde fiir die Aufsicht von allen Vermittlungsgeschéften zustandig ist, kann sie effi-
zient gegen unseridse Vermittler vorgehen. Ansonsten agiert ein unseriéser Vermittler, dem die
Vermittlung bestimmter Produkte von einer Aufsichtsbehérde untersagt wird, einfach weiter,
indem er Produkte vermittelt, die einer anderen Aufsichtsbehérde unterliegen. Die Vergangen-
heit hat gezeigt, dass die Kommunikation zwischen den verschiedenen Aufsichtsbehérden in
der Regel nicht gewahrleistet ist. Die BaFin sollte die Aufsicht Gber alle Formen der Finanzver-
mittlung Gbernehmen, um der Kontrolle die Effizienz zu verleihen, die hinsichtlich der Masse
unserioser Vermittler von Noten ist.

5. Schriftform des Vertragsschlusses § 492 Abs. 1 BGB-RegE, S. 10

Es ist unerfreulich, dass der elektronische Vertragsschluss zugelassen wird. Seine Gefahren
beweisen die immer wieder neuen ,Kostenfallen®, bei denen selbst gut informierte und vorsich-
tige Verbraucher durch einen ,Klick“ zum Opfer werden. Auch im Rahmen einer von dem vzbv
in Auftrag gegebenen Studie zum Fernabsatz von Finanzdienstleistungen? wurde festgestellt,
dass selbst geschulte Tester haufig nicht wussten, wie der Vertrag im Internet zustande kommt
und wann sie sich vertraglich binden. Mehrfach haben Tester unabh&ngig voneinander um Un-
terstiitzung gebeten, weil es fir sie unklar war, ob sie bei weiterem Ausfillen der Online-
Fragebdgen eine rechtliche Verpflichtung eingehen. Ein Tester schloss, obwohl dies ausdrtick-
lich nicht vorgesehen war, zwei rechtlich verbindliche KFZ-Versicherungen ab, die widerrufen

* http://news.iff-hh.de/media.php?id=2472=2472
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werden mussten. Das Zustandekommen eines verbindlichen Vertragsverhaltnisses wurde of-
fenbar beim Online-Vorgang falsch eingeschétzt.

Mit der qualifizierten elektronischen Signatur gemal § 126 a BGB werden die Gefahren fur
den elektronischen Vertragsschluss wenigstens abgemildert. Was friiher der ,Handschlag*
und heute die eigenhandige Unterschrift ist, wird kiinftig die elektronische Signatur sein: Das
Zeichen fur den Verbraucher, dass es fur ihn verbindlich wird.

Die Textform nach § 126 b BGB ist ausdruicklich abzulehnen. Bei dieser ist bereits unklar,
was mit ihrer Definition gemal’ 8 126 b BGB ,zur dauerhaften Wiedergabe in Schriftzeichen
geeigneten Weise" in der Praxis gemeint ist. Ebenso erfillt die Textform keine Warnfunktion.
Das Fehlen der Unterschrift nimmt dem Verbraucher einen wichtigen Kontrolleffekt. Gerade vor
dem Hintergrund, dass auch Kleinstkredite zunehmend unter immer einfacheren Bedingungen
angeboten werden, ist das Beibehalten der Warnfunktion jedoch entscheidend. Kénnten sie
einfach per Mausklick abgeschlossen werden, so ist analog der ,Kostenfallen* mit ,Uberschul-
dungsfallen” zu rechnen.

In Landern wie Holland, wo die elektronische Signatur schon lange gesetzliche Vorgabe
ist, zeigt sich, dass diese problemlos und unkompliziert von den Verbrauchern verwendet wird
und die notwendigen Voraussetzungen mit sich bringt, um sichere und wohliberlegte Vertrags-
schlielBungen zu gewabhrleisten.

6. Verbindlichkeit der vorvertraglichen Informationen § 491 a Abs. 2 BGB-RegE, S. 10

Der Erwagungsgrund 25 Richtlinie stellt den Mitgliedstaaten frei zu regeln, dass die vorvert-
raglichen Informationen verbindlichen Charakter haben. Er erdffnet den Mitgliedstaaten die
Moglichkeit, die Dauer des Zeitraums festzulegen, wahrend dessen der Kreditgeber an die vor-
vertraglichen Informationen gebunden sein soll. Daneben sieht der Erwagungsgrund 30 Richtli-
nie fur die Mitgliedstaaten explizit die Mdglichkeit vor, den Zeitraum, wéahrend dessen ein Ange-
bot fir den Kreditgeber bindend sein soll, festzulegen.

Momentan hat der Verbraucher Anspruch auf einen Entwurf des Verbraucherdarlehensvertra-
ges - aber erst dann, wenn der Kreditgeber auch tatsachlich zum Vertragsschluss bereit ist. Der
Gesetzgeber verpasst damit die Chance, eine Bindungswirkung der vorvertraglichen Informa-
tionen zu etablieren. Die Bindung an bestimmte Vertragskonditionen ist aber nétig, um sicher-
zustellen, dass sich Verbraucher ohne zeitlichen Druck fir ein Vertragsangebot entscheiden
und Vergleichsangebote einholen kénnen.
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Der Bundesrat schlagt vor, 8 491 a Abs. 2 BGB so zu ergdnzen, dass von der Bereitschaft des
Darlehensgebers zum Vertragsschluss auszugehen ist, wenn dieser eine Bindung an die Uber-
mittelten Informationen erklart. Eine freiwillige Bindungserklarung hatte jedoch zur Folge, dass
sie von den wenigsten Unternehmen abgegeben wirde, da diese keinen Vorteil von der Bin-
dungserklarung haben. Viel lukrativer ist es fur die Unternehmen, Verbrauchern mitzuteilen,
dass sie ,nur noch heute” das besondere Kreditangebot erhalten kénnen und sie damit unter
Druck zu setzen, dass sie das Angebot ohne weiteres Uberlegen annehmen.

Die Bindung an die vorvertraglichen Informationen darf also nicht freiwillig sein. Wir er-

kennen jedoch auch die Bedirfnisse der Finanzwirtschaft an, Rechtssicherheit beziglich einer
eventuellen Vertragsannahme zu schaffen und auf die Mdglichkeit einer Zinsanderung zu rea-
gieren. Insofern regen wir eine zeitliche Begrenzung der Bindung an die Gbermittelten In-

formationen an:

Die vorvertraglichen Informationen sollten 2 Wochen in der Form Gultigkeit haben, dass
der Verbraucher in dieser Zeit ein den vorvertraglichen Informationen entsprechendes
Angebot fordern, beziehungsweise ein bereits verbindliches Angebot in dieser Frist an-
nehmen kann.

7. Sanktion bei Verletzung von Informationspflichten § 505 Abs. 3 BGB-RegE, S. 15

§ 505 Abs. 3 BGB regelt, dass ein Kreditinstitut, das im Zusammenhang mit einer geduldeten
Uberziehung Informationspflichten verletzt, auRer der Kreditsumme weder Zinsen noch Kosten
verlangen kann. Dies begrifRen wir ausdricklich. Hierdurch wird eine notwendige Disziplinie-
rung der Kreditwirtschaft im Hinblick auf verantwortliches Verhalten herbeigefiihrt. Gerade bei
geduldeten Uberziehungen im Rahmen eines Verbraucherkreditvertrages werden von den Ban-
ken zum Teil extrem hohe Zinsen verlangt. Die geduldete Uberziehung wird auch in aller Re-
gel von Verbrauchern, die sich in finanziellen Engpéssen befinden, genutzt und weist deshalb
eine besondere Uberschuldungsgefahr auf. Deshalb muss gewéhrleistet sein, dass die Ban-
ken transparent Uber die hohen Zinsen informieren.

Die Sanktion, dass weder Zinsen noch Kosten gefordert werden kénnen, wenn Informations-
pflichten verletzt werden, ist in ihrer Schéarfe nétig. Nur abschreckende Sanktionen fihren zu
einer Disziplinierung, wie man am Beispiel der unlauteren Telefonwerbung sehen konnte: Die
Unternehmen verstiel3en bewusst gegen das Gesetz, obwohl sie fiir die angezeigten Verstélie
BulR3gelder bezahlen mussten. Wirtschaftlich lohnte es sich fir sie ndmlich immer noch, unlaute-
re Telefonwerbung zu betreiben. Bei der geduldeten Uberziehung ware ein dhnliches Szenario
denkbar: Da die Banken mit ihr aufgrund der hohen Zinsen viel verdienen kénnen, kdnnten sie
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bewusst die Informationspflichten verletzen. Deshalb sind die vorgesehenen Sanktionen not-
wendig.

8. Kombinationsvertrage

Die Kombination aus einem Kredit- und einem Sparvertrag - zum Beispiel ein endfélliges Darle-
hen verbunden mit einem Bausparvertrag - ist fir den Verbraucher in aller Regel wirtschaftlich
ungunstig. Im Vergleich zu einer direkten Tilgung des Darlehens verbleibt ndmlich bei dem
Umweg Uber einen Sparvertrag eine hdhere Restschuld. Zum zweiten ist es grundsatzlich uné-
konomisch, parallel zu einem Kredit zu sparen, denn in den allermeisten Fallen ist der Kredit-
zins hoher als der Sparzins. Dariiber hinaus verlangsamt sich durch den parallelen Sparprozess
die Kredittilgung, wodurch sich diese nochmals verteuert.

Nach geltendem Recht sind die auf ein Tilgungsersatzinstrument zu erbringenden Sparleistun-
gen nicht in die Berechnung des effektiven Jahreszinses mit einzubeziehen. Der Verbraucher
muss jedoch Uber die finanziellen Nachteile, die ein Kombinationsvertrag mit sich bringt, auf-
geklart werden. Erwédgungsgrund 31 Richtlinie gewdahrleistet ,alle notwendigen Informationen®,
Erwégungsgrund 32 Richtlinie fordert explizit ,umfassende Transparenz®. Daraus ergibt sich
das eindeutige Gebot der Kostentransparenz.

Damit die Kostentransparenz gewahrleistet ist, bedarf es einer Erganzung des Art. 247 8§ 3 Abs.
2 EGBGB-RegE: Nach dem Satz 3 “Gesamtkosten sind die vom Darlehensnehmer zu entrich-
tenden Zinsen und alle sonstigen Kosten mit Ausnahme von Notarkosten, die der Darlehens-
nehmer im Zusammenhang mit dem Darlehensvertrag zu entrichten hat und die dem Darle-
hensgeber bekannt sind“ sollte folgender Satz eingefiigt werden:

»Ist der Darlehensvertrag mit einem Sparvertrag kombiniert, so sind die Sparbetrage in
die Gesamtkosten einzurechnen.”

Dadurch ergébe sich eine Folgeanderung in Art. 247 8§ 8 Abs. 2 EGBGB-RegE.
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Teil C - Umsetzung der Zahlungsdiensterichtlinie

Zusammenfassung:

Auch wenn die Zahlungsdiensterichtlinie maximalharmonisiert ist, kann die Umsetzung nicht nur
in einer wortlichen Ubernahme der Regelungen bestehen, zumal die Richtlinie an mehreren
Stellen dem Gesetzgeber ausdriicklich Spielrdume lasst. Einige Verschlechterungen gegeniber
der bisherigen Rechtslage lassen sich nicht mehr verhindern, wo aber der Richtliniengeber Op-
tionen ermdglicht hat, miissen diese genutzt werden. Im Ubrigen haben die Zahlungsdienste-
anbieter parallel zum Richtlinienverfahren technische und vertragliche Standards fiir ein euro-
paweit einheitliches Verfahren zur Ubermittlung von Uberweisungen, Abrechnung von Karten-
buchungen und fiir Lastschriften geschaffen, den SEPA-Standard (Single Euro Payment Area).

An fiinf Stellen gibt es vorrangigen Anderungs- bzw. Erganzungsbedarf, um den Praxisvorga-
ben des erfolgreichen Zahlungsverkehrs in Deutschland zukunftsfahig Rechnung zu tragen:

1. Die neue Lastschrift darf nicht mit dem bisher praktizierten, weiter laufenden Verfahren
gleichgesetzt werden, eine kleine Korrektur ist erforderlich, um zu verhindern, dass
Lastschriften unter der bisherigen Einzugserméachtigung nicht auf einmal unwiderruflich

werden.

2. Es wirde Vertrauen in moderne Zahlungsinstrumente kosten - und damit ein
Kernziel der Richtlinie verfehlen - wenn Verbraucher immer ausnahmslos mithaf-
ten mussten, wenn es Tatern gelingt, mit verlorenen oder abhandengekommenen
Zahlungskarten und anderen Authentifizierungsinstrumenten, Geld zu erhalten.
Verbraucher missen tberhaupt eine Chance gehabt haben, dies erkennen und
abzuwenden zu kdnnen. Die Mithaftung in Hohe von 150 € bei Verlust und Diebstahl
z.B. von Zahlungskarten als ,Anreiz” fir die rechtzeitige Meldung dieses Abhanden-
kommens kann nach der Richtlinie eingeschrankt werden; hiervon muss unbedingt Ge-

brauch gemacht werden.

3. Es bestent die Gefahr, dass die Beweislast fur den Missbrauch zum Beispiel von
Karten und PIN weiter einseitig beim Verbraucher liegt, wenn Téter erfolgreich die
Bankkarte entwenden und diese dann mit einer ausgespahten oder auf anderem
Wege erlangten Geheimnummer erfolgreich nutzen. Dass man sich tatsachlich
nicht entgegen den Verhaltenspflichten z.B. die Geheimzahl notiert hat, kann man
im Schadensfall kaum beweisen. Der ungliickliche Wortlaut, dass die Nutzung der

PIN dann z.B. nicht notwendigerweise ausreichen soll, von einem vorsatzlichen oder
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grobfahrlassigen Verhalten auszugehen, bedarf auf Grund der heutigen Rechtspraxis
einer deutliche klarstellenden Erganzung: Der Anscheinsbeweis gegen den Ver-

braucher ist ausgeschlossen.

. Angebote zu Zahlungsmethoden und Instrumenten, die jeden Nutzer veranlassen,
die Rechtspflichten gegentber seinem Kontoinstitut und dessen Sicherheitsvor-
kehrungen zu verletzen, sollten auf Grund der nétigen Absicherung des Zah-
lungsverkehres nicht geduldet werden. Solche Angebote sind aber bereits auf dem
Markt, wenn zum Zweck einer Zahlung im Webshop beispielsweise vom Verbraucher
PIN und TAN des Onlinebankings abgefragt werden. Es bedarf einer Erganzung des
Pflichtenkataloges der Anbieter, Nutzer und andere Anbieter nicht in ihren Sicher-

heitsmalinahmen zu beeintrachtigen.

Die Art der Bezahlung extra zu bepreisen, macht allenfalls dann Sinn, wenn damit ein
Gewinn fur den Wettbewerb erreicht werden kann. Hier scheinen auf Grund der Wett-
bewerbssituation aber nur Mehrkosten und eine erschwerte Vergleichbarkeit von End-
preisen zu folgen, deswegen sollte von der Option der Richtlinie Gebrauch gemacht
werden, diese Rabatte und Entgelte fir den Einsatz bestimmter Zahlungsmittel

auszuschliel3en.
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l. Besonderheiten der deutschen Lastschrift bei der Umsetzung der Richtlinie
und bei der Umstellung beachten, Nachbesserung im 8§ 675 p BGB-RegE

Im 8§ 675 p Abs. 1 BGB-RegE gilt es, einem Redaktionsversehen vorzubeugen. Es beruht
auf der Besonderheit in der deutschen Rechtspraxis, dass - im Gegensatz zu den meisten an-
deren Mitgliedstaaten - Lastschriften regelmafig als ungenehmigte Zahlungsvorgénge
durchgefuhrt werden. Mit einer Einzugsermachtigung erhalt nur der Anbieter, z.B. der Handler
oder Energieversorger, die Einwilligung, den Betrag vom Konto abbuchen zu lassen. Nur ihm
gegenuber erklart sich der Verbraucher. Die kontofiihrende Bank des Verbrauchers fuhrt diesen
Vorgang ohne Vorlage einer Genehmigung durch. Auf diesem Umstand beruht heute aber un-
ser Recht, Abbuchung auf Grund von Einzugsermachtigungen immer und ohne jede Beschran-
kung zurtickweisen zu kénnen, egal ob etwas mit der Buchung selbst oder aber auch der Leis-
tung fur uns nicht in Ordnung gewesen ist. Es bedarf keiner Ausfiihrungen, dass dieses Modell
in Deutschland ein grofRer Erfolg ist.

Die neue SEPA-Lastschrift wird nun auch die Genehmigung des Verbrauchers gegeniber
den ausfuhrenden Banken enthalten. Dazu wird die neue Einzugsermachtigung, kinftig
Mandat genannt, als elektronische Information an den Buchungsvorgang angehangt. Der Wi-
derruf einer Buchung wird damit nicht mehr auf Grund der fehlenden Genehmigung, sondern
nur noch auf Grund der Geschéftsbedingungen und der gesetzlichen Vorgaben erméglicht. Die-
se gesetzlichen Vorgaben kennen aber Einschrankungen der Widerrufbarkeit, die fir die beste-
henden ungenehmigten Buchungen unangemessen sind.

Im Regierungsentwurf hat man diesem Unterschied in § 675 x Abs. 1 BGB-RegE Rechnung
getragen und den eingeschréankten Erstattungsanspruch ausdriicklich auf jene neuen, autori-
sierten SEPA-Lastschriften beschrénkt. Vergessen hat man jedoch, diese Klarstellung auch
bei der grundséatzlichen Regelung zur Widerruflichkeit von Zahlungsauftragen aufzu-
nehmen. 8 675 p BGB-RegE schlie3t namlich pauschal die Widerrufbarkeit jeglicher Zahlungs-
auftrage aus, und verweist in Bezug auf die notwendige Riickabwicklungsméglichkeit einer
Lastschrift alleine auf den Erstattungsanspruch des § 675 x BGB-RegE der fur unsere alte
Lastschrift so aber nicht gilt.

Eine einfache Klarstellung 16st dies auf und sorgt auch in Zukunft fiir Rechtssicherheit:
Wir empfehlen in 8§ 675 p Abs. 1 BGB-RegE in derselben Weise den Ausschluss des
Widerrufes nach Zugang beim Zahlungsdienstleister auf ,,autorisierte Zahlungsauf-

tradge zu beschranken.

Durch diese Klarstellung werden Sinn und Inhalt der Richtlinienvorgabe nicht beeintrachtigt.
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Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass aus den obengenannten Unterschieden einige bereits
diskutierte gesetzgeberische Umstellungen von der alten Einzugserméachtigung auf das neue
SEPA-Mandat, wie ein Schweigen als Zustimmung zur Umstellung, verfassungsmafig ausge-
schlossen sind. Unsere bisherige Einzugserméachtigung umfasst nicht bereits die Rechts-
macht, die fir das neue Mandat mit ihrer doppelten Genehmigungswirkung erforderlich
ist. Ohne freiwillige und aktive Mitwirkung der Verbraucher ware jeder Umstellungsprozess ein
Eingriff in die allgemeine Handlungs- und Vertragsfreiheit der Verbraucher, sowie in deren be-
stehende Rechtsverhaltnisse.

Il. Vertrauensschutz fordern statt pauschaler Mithaftung,

Anpassung des § 675 v BGB-RegE um die von der Richtlinie

vorgegebenen Anpassungsmoéglichkeiten
Mit § 675v BGB-E fihrt der Gesetzgeber eine auf 150 € beschrankte Mithaftung ein, wenn es
zu Schaden kommt, nach dem der Verbraucher sein Authentifizierungsinstrument, z.B. seine
Zahlungskarte, verliert, sie ihm gestohlen wird oder die personlichen Sicherheitsmerkmale, z.B.
die PIN oder ein Passwort, in sonstiger Weise missbraucht werden. Es wéare unbillig, wenn der
Verbraucher auf diese Weise fur die potentielle Unsicherheit der von den Zahlungsdienstleistern
in Verkehr gebrachten Zahlungsinstrumente immer pauschal mithaften misste.
Denkt man Uber die Zahlungskarten hinaus an weitere moderne und kiinftige Zahlungsformen,
zum Beispiel an Programme in modernen Mobiltelefonen, so besteht Grund zur Sorge, dass
man als Verbraucher tberhaupt noch die Gefahr vor einer ersten missbrauchlichen Abbuchung
mitbekommen kann. Das ware aber eine Mindestanforderung an eine Mithaftung, die auf das
Einhalten eigener Sorgfaltspflichten zu einer rechtzeitigen Meldung abstellt.
Die Richtlinie regt daher zu Recht in Art. 60 Abs. 3 ausdricklich an, weitere Haftungseinschran-
kungen zu treffen in Bezug auf die Art der personalisierten Sicherheitsmerkmale des Zahlungs-
instruments, sowie den Umstanden, unter denen der Verlust, der Diebstahl oder die miss-
brauchlichen Verwendung des Zahlungsinstruments erfolgte. Es darf zu keiner Haftung mit 150
€ kommen, wenn erwiesenermalRen dem Verbraucher kein Vorwurf der Fahrlassigkeit gemacht
werden kann.

Wir fordern die Ergadnzung, dass die Haftung mit § 675 v BGB-RegE ausgeschlos-
sen wird, wenn der Verbraucher den Verlust des Zahlungsinstrumentes oder den
Missbrauch seines Sicherungsmerkmals vor der missbrauchlichen Nutzung — in-
sbesondere tatbedingt - nicht bemerken konnte oder er nicht in der Lage war, das
Abhandenkommen vorher melden zu kénnen und ihm diesbeziiglich kein Vorwurf

zu machen ist.
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Nur dies schiitzt vor unbilligen Ergebnissen etwa auch bei immer virtuelleren Zahlungsmetho-
den, bei denen Verbraucher das Ausspdhen und Abhandenkommen ihrer Authentifizierungsin-
strumente und Sicherheitsmerkmale nicht mehr so ohne weiteres sicher feststellen kbnnen wie
heute einen Verlust ihrer Zahlungskarte.

Il Kein Anscheinsbeweis mehr gegen den redlichen Verbraucher, § 675 w BGB

Eine besonders ungliickliche Vorgabe trifft die Richtlinie mit in der im 8 675 w BGB-RegE wort-
lich umgesetzten Bestimmung, dass die Aufzeichnung des Einsatzes eines Zahlungsauthentifi-
zierungsinstrumentes mit seinem personlichen Sicherheitsmerkmal, also z.B. einer Zahlungs-
karte mit der PIN, fur sich nicht notwendigerweise ausreicht, um nachzuweisen, dass der
Verbraucher betrligerisch oder grob fahrlassig gehandelt hat.

Deutsche Gerichte sehen Ublicherweise bei einer solchen Aufzeichnung gegen den Bankkun-
den auf der Basis des Beweises des ersten Anscheins die Vermutung als hinreichend bewiesen
an, der Kunde miisse seine PIN mindestens grob fahrlassig offengelegt, z.B. aufgeschrieben
haben.

Mit diesem pauschalen und zuletzt im Herbst 2004 erneut vom BGH als zul&ssig bestatigten
Anscheinsbeweis miissen Verbraucher heute kdmpfen, wenn sie das Pech haben, das es Ta-
tern gelingt, die Karte mit der richtigen PIN einzusetzen. Die Verbraucherzentrale Nordrhein-
Westfalen hatte keine Probleme, tausend Falle gemeldet zu bekommen, bei denen Verbraucher
beteuerten, sich die PIN nicht aufgeschrieben zu haben und bei denen es in einigen Féllen so-
gar zusatzliche Anhaltspunkte gab, dass dies auch ausgeschlossen werden konnte. In einer
Reihe von Musterverfahren gelang es entweder nicht, diese Verbraucher aus der pauschal un-
terstellten Haftung zu befreien oder die Verfahren konnten noch immer nicht abgeschlossen
werden. Unter diesen Voraussetzungen sind Zahlungskarten und andere Instrumente zuk(inftig
so gefahrlich, dass sie wie ein grof3er Geldbetrag selbst eher zu Hause im Tresor aufbewahrt,
als standig mitgefuhrt werden sollten. Das kann aber nicht wirklich das Ziel sein.

Im Zuge der Anh6rung zum Referentenentwurf wurde von mehreren Seiten, darunter dem Bun-
desjustizministerium und der Vertreterin des Deutschen Richterbundes, der beschriebene An-

scheinsbeweis weiterhin fir méglich gehalten.

Die komplexe Formulierung der Richtlinie sollte daher in einer fiir das deutsche Recht eindeuti-
gen Regelung umgesetzt werden.
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Namlich in einem klarstellend erganzenden Satz in 8 675 w BGB-RegE, dass der
Anscheinsbeweis zu Lasten des Verbrauchers ausgeschlossen ist. Denn der An-
scheinsbeweis setzt notwendigerweise voraus, dass die aufgezeichnete Authenti-
fizierung als Grundlage zu einer Beweisfiihrung gegen den Verbraucher reicht.

V. Sicherheit respektieren —auch unter Anbietern

Wenn ein Verbraucher eine Zahlungsdienstleistung angeboten bekommt, etwa um in einem
Webshop zu bezahlen, muss er sich darauf verlassen kdnnen, dass er mit der Verwendung
dieser Zahlungsart nicht Auflagen seiner Bank (AGB) oder geltendes Recht verletzt.

Wenn ein Anbieter etwa, wie das aktuell der Fall ist®, das Bezahlen in einem Webshop anbietet,
in dem er vom Verbraucher die PIN und TAN des Onlinebankings abfragt, um danach im Sys-
tem anstelle des Verbrauchers mit dessen Daten einen Zahlungsauftrag auszufithren, kann es
ein Sicherheitsproblem geben.

Der Verbraucher setzt sich der Gefahr aus, dass seine sensiblen Daten kompromittiert werden
oder ihm der Vorwurf gemacht werden kann, dass er gegen Sicherheitsauflagen verstofR3en ha-
be, was im Fall eines spateren Schadens zu seiner Haftung fihren kann.

Deswegen benétigen wir in Erganzung des Pflichtenkataloges des § 675 m BGB-
RegE fur Anbieter zum Beispiel von Bezahlsystemen im Internet aus gegebenem
Anlass die ergdnzende Pflicht, keine Angebote zu gestalten, die die Wirkung von
Sicherheitsmechanismen der Konkurrenz beeintrachtigen und Verbraucher einer
erhdhten Angreifbarkeit, rechtlich oder technisch, aussetzen.

V. Beim Bezahlen fur das Bezahlen den Uberblick behalten

Entgelte fiur die Nutzung bestimmter Zahlungsinstrumente,

8§ 675 f Abs 5 BGB-RegE
Die Richtlinie sorgt dafir, dass kiinftig sowohl Gebtihren als auch Rabatte fir das Bezahlen mit
einem bestimmten Zahlungsinstrument verlangt werden dirfen. Zahlungsdiensteanbieter diirfen
dies nicht mehr ausschlie3en, nur der Gesetzgeber hat die Mdglichkeit, den Ausschluss zu re-
geln. Diese Kostentransparenz fuihrt aber fir sich noch zu keinem Vorteil fiir einen breiteren
Wettbewerb:

e Je mehr unterschiedliche Kartenangebote dem Verbraucher gegeniiber gemacht werden,

desto hoher steigt der Aufwand beim Handler, diese vielen Karten zu akzeptieren. Diese
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http://www.sofortüberweisung.de/

Kosten dirfen nicht einfach an den Verbraucher weitergereicht werden, sondern der
Handler muss Kostendruck auf seine Zahlungsdienstleister austiben, auch eine Vielfalt

von Karten gunstig abrechnen zu kénnen.

e Rabatte flr Zahlungskarten, also Mehrkosten fir die Barzahlung, kdnnen zu einer ergan-
zenden Diskriminierung derjenigen fihren, denen bereits der Zugang zu einem Konto

verwehrt ist.

e Wenn man zum Beispiel auf die Praxis vieler Billig-Airlines schaut, besteht die Gefahr,
dass die abschlieRenden Endpreise dem Verbraucher nicht mehr hinreichend

kommuniziert werden und Zusatzkosten untergeschoben werden.

Gerade in Bezug auf Zahlungskarten mussen wir zwar das Oligopol der wenigen Systeme auf-
brechen, eine transparente Gebuhr an der Ladenkasse diirfte dabei aber eher die Wirkung ha-

ben, uns kinftig Mehrkosten zu verursachen, als einen Wettbewerb anzuheizen.

Aus diesen Griinden pladieren wir dafir, die Option der Richtlinie wahrzunehmen,
fir den Einsatz von Zahlungsinstrumenten die Erhebung eigener Entgelte einzu-
schranken bzw. auszuschliel3en, wie es die Richtlinie in Art 52 Abs. 3 Satz 2 vor-

sieht.

® Eine ganze Reihe von Webshops verwenden heute etwa ein solches System, dass unter dem Namen

und der Adresse http://www.sofortiiberweisung.de bekannt geworden ist.
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Teil D - Musterwiderrufsbelehrung bei Versicherungsvertragen

Mustertexte missen dem Transparenzprinzip geniigen. Solange Transparenzanforderungen im
férmlichen Gesetz vorgegeben werden, muss die vom Unternehmer individuell formulierte Wi-
derrufsbelehrung diese Transparenzanforderungen erfiillen. Wenn per Gesetz Musterbelehrun-
gen geregelt werden, besteht diese normative Anforderung nicht mehr. Dann muss aber der
Gesetzgeber selbst die Transparenzmal3stabe einhalten, die er den Unternehmern bei selbst

formulierten Belehrungen auferlegt.
Die Musterwiderrufsbelehrung muss séamtliche Vertragsschlussverfahren umfassen.

Der Versicherungsvertrag kommt nach den allgemeinen Regeln des Zivilrechts zustande. Hier-
bei haben sich in der Praxis seit dem neuen VVG zwei grundsétzliche Mdglichkeiten des Ver-
tragsschlusses etabliert: das Antragsmodell und so genannte Invitatiomodell. Beim Antragsmo-
dell kommt der Vertrag zustande, indem der Verbraucher eine Erklarung abgibt, einen Versiche-
rungsvertrag eines bestimmten Inhalts abzuschlieRen und der Versicherer diese Erklarung an-
nimmt. Der Versicherer muss dem Verbraucher rechtzeitig vor Abgabe von dessen Willenser-
klarung samtliche Vertragsbestimmungen inklusive der Versicherungsbedingungen und aller

weiteren Informationen mitteilen. Auf dieses Modell ist die Widerrufsbelehrung zugeschnitten.

Beim Invitatiomodell richtet der Verbraucher eine unverbindliche Anfrage an den Versicherer,
ihm ein Angebot gemal seinen Vorgaben zu unterbreiten. Méchte der Versicherer dies, schickt
er ihm die notwendigen Informationen, den Versicherungsschein und einen Vordruck fur die
Annahmeerklarung des Verbrauchers zu. Nach diesem Angebot entscheidet der Verbraucher,
ob er einen Vertrag zu diesen Konditionen wiinscht, und gibt dann erst seine verbindliche Ver-
tragserklarung gegentiber dem Versicherer ab, indem er die Annahmeerklarung an den Versi-
cherer abschickt. Bis zu dieser Erklarung ist beim Invitatiomodell kein Vertrag zustande ge-
kommen; erst am Tag nach der Absendung dieser Vertragserklarung beginnt die Frist fir den

Widerruf zu laufen. Die Aussage in der Musterwiderrufsbelehrung stimmt dann nicht.

Der Verbraucher muss ausdricklich dariber belehrt werden, dass er nicht zwingend sei-

ne Zustimmung zum Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist erteilen muss.

Hat der Verbraucher nicht zugestimmt, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufs-
frist beginnt, so nimmt er nach seinem Willen (vorerst) keinen Versicherungsschutz in Anspruch.
Es handelt sich aus seiner Sicht um eine Erbringung unbestellter Leistungen durch den Versi-

cherer, die der Verbraucher nicht bezahlen muss.

24



Es mag Situationen geben, in denen der Verbraucher einen sofortigen Versicherungsschutz
bendtigt. Vielfach geht es aber stattdessen darum, dass der Verbraucher in einer Vertragsbe-
ziehung zu einem Versicherer steht und fir die nchste Versicherungsperiode einen anderen
Versicherer sucht. Aber auch bei Versicherungsprodukten zur Altersvorsorge, in denen es vor-
rangig um die Abdeckung des Langlebigkeitsrisikos geht, steht der Aspekt des sofortigen Versi-
cherungsschutzes im Hintergrund. Hier muss der Verbraucher wirksam vor den Rechtsfolgen
eines Ubereilten Vertragsschlusses geschiitzt werden, weil deren wirtschaftlichen Folgen erheb-
lich sein kénnen und durch das Provisionsinteresse des Versicherungsvermittlers auf den Ver-

braucher zuséatzlich Druck aufgebaut wird.

Der Verbraucher muss dariiber belehrt werden, dass er die Wahl hat, ob der Versicherungs-
schutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt oder nicht, und welche wirtschaftlichen Folgen

der sofortige Versicherungsschutz fur ihn hat.

In der Widerrufsbelehrung muss optional auf die Besonderheiten der vorlaufigen

Deckung eingegangen werden.

Bei der vorlaufigen Deckung ist das Zusammenspiel mit dem eigentlichen Hauptvertrag zu be-
achten. Moglicherweise tberlappen sich die Laufzeiten der vorlaufigen Deckung und des
Hauptvertrages. Problematisch wére dann der Fall, in dem der Verbraucher fir den Zeitraum
bis zur Austibung des Widerrufsrechts keine Pramie entrichten muss, seine Zahlungspflicht sich
jedoch aus den Vorschriften tber die vorlaufige Deckung ergibt. Um hier eine Fehlvorstellung

des Verbrauchers zu vermeiden, ist ein ausdriicklicher Warnhinweis erforderlich.

Unabhangig davon sollte klargestellt werden, dass der Versicherer den Verbraucher erst mit
Abschluss des Hauptvertrages Uber das dann bestehende Widerrufsrecht belehrt. Eine vorzeiti-
ge Belehrung schon im Zeitpunkt des Abschlusses der vorlaufigen Deckung ist irrefihrend, weil

zu diesem Zeitpunkt Giberhaupt kein Widerrufsrecht besteht.
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